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See the notice on TED website 190462-2015 - Competition
Germany-Geesthacht: Industrial machinery
OJ S 105/2015 03/06/2015
Contract notice
Supplies

Directive 2004/18/EC

Section I: Contracting authority

Name and addresses
Official name: Helmholtz-Zentrum Geesthacht Zentrum für Material- und Küstenforschung 
GmbH

: Max-Planck-Straße 1Postal address
: GeesthachtTown

: 21502Postal code
: GermanyCountry

: Herrn Felix BeckFor the attention of
 E-mail: einkauf@hzg.de

: +49 4152871741Telephone
: +49 4152871750Fax

Internet address(es):
General address of the contracting authority: www.hzg.de

:Additional information can be obtained from
the abovementioned address
Specifications and additional documents (including documents for competitive dialogue and a 

:dynamic purchasing system) can be obtained from
the abovementioned address

: Tenders or requests to participate must be submitted the abovementioned address

Type of the contracting authority
Other: Forschung

Main activity
Other: Werkstoff- und Küstenforschung

Contract award on behalf of other contracting authorities
The contracting authority is purchasing on behalf of other contracting authorities: no

Section II: Object of the contract

Description

Title attributed to the contract by the contracting authority
Drahtziehmaschine.

Type of contract and place of performance or delivery
Supplies
Purchase
Main site or place of performance: 21502 Geesthacht.
NUTS code DEF06 Herzogtum Lauenburg

Information about a framework agreement or a dynamic purchasing system

https://ted.europa.eu/en/notice/-/detail/190462-2015
mailto:einkauf@hzg.de?subject=TED
http://www.hzg.de
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The notice involves a public contract

Information about framework agreement

Short description of the contract or purchase(s)
In einer Reihe von Anwendungen können degradabler Implantate aus Mg Drähte eingesetzt 
werden. Für die nachhaltige Fertigung von Drähten ist eine geeignete Ausrüstung erforderlich. 
Die in Frage kommende Ausrüstung sollte in der Lage sein, Eingangsdurchmesser von 6 mm 
zu verarbeiten. Der Enddurchmesser soll bei 0,2 mm liegen. Dabei ist es nicht notwendig, 
diesen Durchmesser in einem Schritt direkt zu erreichen. Unter Umständen ist es jedoch auch 
erforderlich, zwei Maschinen anzubieten, um den notwendigen Umformkräften Rechnung zu 
tragen. Wenn die Querschnittsreduzierung in der Maschine mit mehreren Schritten 
nacheinander erfolgt, sollte die Möglichkeit bestehen, während der Umformung unter 
Umständen eine Wärmebehandlung durchzuführen.

CPV code(s)
42000000 Industrial machinery

Information about the Government Procurement Agreement (GPA)

Lots
This contract is divided into lots: no

Information about variants

Scope of the procurement

Total quantity or scope

Information about options

Information about renewals

Duration of the contract or time limit for completion

Section III: Legal, economic, financial and technical information

Conditions related to the contract

Deposits and guarantees required

Main financing conditions and payment arrangements and/or reference to the relevant 
provisions governing them

Legal form to be taken by the group of economic operators to whom the contract is to 
be awarded

Contract performance conditions
The performance of the contract is subject to particular conditions: no

Conditions for participation

Suitability to pursue the professional activity, including requirements relating to 
enrolment on professional or trade registers
List and brief description of conditions: 1. Eigenerklärung zur Eintragung ins Handelsregister:
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Den Nachweis über die Eintragung in das Handelsregister führen wir über die folgenden 
Angaben:
registerführendes Amtsgericht:
Handelsregisternummer:
oder
vergleichbare Eintragung (EU):
2.Erklärungen folgenden Inhalts:
a) Wir erklären, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, nicht 
rechtskräftig wegen Verstoßes gegen eine der im § 6 EG Abs. 4 a-g VOL/A bzw. § 4 Abs. 6 a-
g VOF genannten Bestimmungen verurteilt worden ist.
b) Wir erklären, dass über unser Vermögen kein Insolvenzverfahren oder kein vergleichbares 
gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der 
Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist bzw. dass sich das Unternehmen sich nicht in 
Liquidation befindet.
c) Wir erklären, dass wir unseren Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern und Abgaben 
sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung ordnungsgemäß nachkommen.
d) Wir erklären, dass wir Mitglied in der für uns zuständigen Berufsgenossenschaft sind.
e) Wir erklären, die öffentlich-rechtlichen Bestimmungen gegen Schwarzarbeit, illegale 
Arbeitnehmerüberlassung und gegen Leistungsmissbrauch (z. B. §§ 404 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 
Nr. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch, §§ 15, 15a, 16 Abs. 1 Nr. 1, 1b und 2 des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes) einzuhalten.
3. Eigenerklärung gemäß der „Richtlinie über den Ausschluss von Bewerbern und Bietern von 
der Vergabe öffentlicher Aufträge wegen schwerer Verfehlungen, die ihre Zuverlässigkeit in 
Frage stellen“:
DE Standardformular 02 – Auftragsbekanntmachung 8/19.
Der Bieter hat mit Abgabe seines Angebotes zum Nachweis seiner Zuverlässigkeit gemäß 
bzw. analog § 6 Abs. 5 lit. c) bzw. § 6 EG Abs. 6 lit. c) VOL/A bzw. § 4 Abs. 9 lit. c) VOF eine 
Eigenerklärung abzugeben. Ein Angebot kann von der Wertung ausgeschlossen werden, 
wenn die Erklärung nicht rechtzeitig vorgelegt wird oder unzutreffende Erklärungen 
abgegeben werden. Die Angaben werden ggf. von der Vergabestelle durch eine Auskunft aus 
dem Gewerbezentralregister nach § 150 a Gewerbeordnung (GewO) überprüft.
Ich/Wir erklären, dass
— ich/wir in den letzten 2 Jahren nicht gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 des Gesetzes zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung (SchwarzArbG) oder gem. § 6 
Satz 1 oder 2 Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG) mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 3 
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr 
als 2 500 EUR belegt worden bin/sind,
— keine Verfehlungen vorliegen, die meinen/unseren Ausschluss vom Wettbewerb 
rechtfertigen könnten, Verfehlungen, die in der Regel zum Ausschluss des Bewerbers oder 
Bieters von der Teilnahme am Vergabeverfahren führen, sind – unabhängig von der 
Beteiligungsform, bei Unternehmen auch unabhängig von der Funktion des Täters oder 
Beteiligten -:
— Straftaten, die im Geschäftsverkehr oder im Bezug auf diesen begangen worden sind, u. a. 
Betrug, Untreue, Urkundenfälschung, Diebstahl, Erpressung
— das Anbieten, Versprechen oder Gewähren von Vorteilen an Amtsträger oder an nach dem 
Gesetz über die förmliche Verpflichtung nicht beamteter Personen besonders Verpflichtete 
oder an Personen, die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten nahe stehen 
(Beste-chung/Vorteilsgewährung)
— Verstöße gegen das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), u.a. Beteiligung 
an Absprachen über Preise oder Preisbestandteile, verbotene Preisempfehlungen, Beteiligung 
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III.3.2.

III.3.1.

III.3.

III.2.4.

III.2.3.

III.2.2.

an Empfehlungen oder Absprachen über die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten, sowie 
die Leistung von konkreten Planungs- und Ausschreibungshilfen;
— andere vergleichbar schwerwiegende Verstöße. Darüber hinaus zählen Verstöße gegen 
das SchwarzArbG, das AEntG und das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz zu den schweren 
Verfehlungen.
Mir/uns ist bekannt, dass die Nichtvorlage oder die Unrichtigkeit vorstehender Erklärung zu 
meinem/unserem Ausschluss von künftigen Vergabeverfahren sowie zur Kündigung eines 
etwa erteilten Auftrags führen kann.
Ich/wir verpflichte(n) mich/uns auch, die vorstehende Erklärung von Nach-unternehmern zu 
fordern und diese vor Zustimmung des Auftraggebers zur Weiterbeauftragung vorzulegen.
4.Eigenerklärung im Sinne de Art. 16 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 (Gleichstellung von 
Männern und Frauen und Nichtdiskrimminierung) in der jeweils gültigen Fassung mit 
folgendem Inhalt:
Ich/Wir erklären, dass wir die Gleichstellung von Mann und Frau und die Nichtdiskriminierung 
aufgrund von Geschlecht, Rasse, ethnischer Herkunft, Religion, Weltanschauung, 
Behinderung, Alter und sexueller Ausrichtung aktiv berücksichtigen.
5. Einzureichende Unterlage: Firmendarstellung mit den Geschäftsbereichen (max. 2 Seiten).

Economic and financial ability
List and brief description of conditions: 1. Erklärung zum Umsatz des Unternehmens in den 
Jahren 2012 bis 2014:
Gesamtumsatz des Unternehmens sowie spezifischer Umsatz bezüglich der besonderen 
Leistungsart, die Gegenstand dieser Vergabe ist.
1.Vorlage einer Bankauskunft über die finanzielle Leistungsfähigkeit im Hinblick auf den zu 
vergebenen Auftrag oder Beurteilung der eigenen Kreditwürdigkeit durch anerkannte 
Wirtschaftsauskunftei (zum Zeitpunkt des Schlusstermins für die Einreichung der 
Teilnahmeanträge nicht älter als nicht älter als 6 Monate)
3. Nachweis einer Haftpflichtversicherung mit Angabe der Deckungssumme je 
Versicherungsfall für Personen-, Sach- und Vermögensschäden (zum Zeitpunkt des 
Schlusstermins für die Einreichung der Teilnahmeanträge nicht älter als sechs Monate).

Technical and professional ability
List and brief description of conditions:
Es sind 3 vergleichbare Leistungen, jeweils unter Angabe des Auftraggebers, des 
Auftragsgegenstandes, der Leistungszeit, der Rechnungssumme in EUR sowie eines 
Ansprechpartners, anzugeben.
2. Angabe der durchschnittlichen Anzahl des beschäftigten Personals in den Jahren 2013 und 
2014.
3. Einzureichender Nachweis: EG Konformitätserklärung.
4. Beschreibung der Maßnahmen des Unternehmens zur Gewährleistung der Qualität von 
Produkt und Auftragsabwicklung.

Information about reserved contracts

Conditions specific to services contracts

Information about a particular profession

Information about staff responsible for the performance of the contract

Section IV: Procedure
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IV.1. Type of procedure

Type of procedure
Negotiated

Some candidates have already been selected (if appropriate under certain types of negotiated 
procedures) no

Information about the limits on the number of candidates to be invited
Envisaged minimum number 3

Information about reduction of the number of solutions or tenders during negotiation or 
dialogue

Award criteria

Award criteria
The most economically advantageous tender in terms of Price is not the only award criterion 
and all criteria are stated only in the procurement documents

Information about electronic auction
An electronic auction will be used: no

Administrative information

File reference number attributed by the contracting authority
10079704

Previous publication concerning this procedure
no

Conditions for obtaining specifications and additional documents or descriptive 
document
Payable documents: no

Time limit for receipt of tenders or requests to participate
30.6.2015 - 12:00

Estimated date of dispatch of invitations to tender or to participate to selected 
candidates

Languages in which tenders or requests to participate may be submitted
German.

Minimum time frame during which the tenderer must maintain the tender

Conditions for opening of tenders

Section VI: Complementary information

Information about recurrence
This is a recurrent procurement: no

Information about European Union funds
The procurement is related to a project and/or programme financed by European Union funds: 
no
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VI.3. Additional information
1. Das Eignungsformblatt, (ggf das Formblatt Referenzen,) der Kennzettel und ggf. das 
Formblatt Erklärung der ARGE sind von dem Bewerber/der Bewerbergemeinschaft 
ergänzend zu den von ihm zusammenzustellenden Unterlagen zu verwenden. Die 
Formblätter sind über folgende E-Mail-Adresse abzufragen: einkauf@hzg.de

Bei Bewerbergemeinschaften sind die Eignungsangaben von jedem 
Bewerbergemeinschaftspartner gesondert auszufüllen. Die Zuverlässigkeit muss für jedes 
Mitglied der Bewerbergemeinschaft individuell nachgewiesen werden. Für die übrigen 
(finanzielle/wirtschaftliche und fachliche Leistungsfähigkeit) Eignungskriterien kommt es auf 
die Bewerbergemeinschaft insgesamt an, die Auftraggeberin wertet also diese Angaben 
kumulativ.
2. Der Teilnahmeantrag ist von dem Bewerber zu unterzeichnen, in deutscher Sprache 
(Ausnahme: Technische Spezifikationen können in deutscher oder englischer Sprache 
vorgelegt werden) sowie schriftlich bis zum benannten Termin in einem verschlossenen 
Umschlag bei der angegebenen Kontaktstelle einzureichen und mit beiliegendem Kennzettel 
zu versehen. Der Teilnahmeantrag muss einen Datenträger mit den eingereichten Unterlagen 
als fortlaufende, ungeschützte PDF-Datei enthalten. Die Übersendung per Telefax oder in 
elektronischer Form, z. B. mittels E-Mail, ist nicht zulässig. Die Auftraggeberin behält sich vor, 
Bewerbungen, die dieser Form nicht entsprechen, nicht zu berücksichtigen.
3. Die angegebenen Höchstzahlen von Seiten und Referenzen dürfen auch bei 
Bewerbergemeinschaften und der Einbeziehung von Nachunternehmern nicht überschritten 
werden. Sollten doch mehr Unterlagen eingereicht werden, behält sich die Auftraggeberin vor, 
die über das geforderte Maß hinausgehenden Unterlagen (in der Reihenfolge ihrer 
Einreichung) nicht zu berücksichtigen.
4. Die Auftraggeberin behält sich das Recht vor, Bewerber/Bewerbergemeinschaften mit 
Teilnahmeanträgen, die nicht der vorgegebenen Struktur entsprechen, auszuschließen oder – 
nach ihrer Wahl – negativ zu bewerten.
5. Ein Bewerber kann sich, auch als Mitglied einer Bewerbergemeinschaft, zum Nachweis 
seiner technischen Leistungsfähigkeit oder Fachkunde (gemäß den Teilnahmebedingungen 
unter III.2.3) gem. § 7 EG Abs. 9 S. 1 VOL/A der Fähigkeiten anderer Unternehmen bedienen, 
ungeachtet des rechtlichen Charakters der zwischen ihm und diesen Unternehmen 
bestehenden Verbindungen ("Eignungsleihe"). In diesem Fall hat der Bewerber diese anderen 
Unternehmen (Dritte) in seinem Teilnahmeantrag zu benennen und die unter III.2.3) 
bezeichneten Unterlagen für diese Dritten in dem Umfang vorzulegen, in dem sich der 
Bewerber auf die Fähigkeiten der Dritten zum Nachweis der Leistungsfähigkeit oder 
Fachkunde beruft. Außerdem hat der Bewerber die unter III.2.1) und III.2.2) aufgeführten 
Unterlagen jeweils auch von diesen benannten Dritten im Teilnahmeantrag beizubringen. Es 
wird darauf hingewiesen, dass ein anderes Unternehmen i.S.v. § 7 EG Abs. 9 S. 1 VOL/A 
nicht nur ein selbständiges, von dem Bewerber bzw. der Bewerbergemeinschaft rechtlich 
verschiedenes Unternehmen sein kann, sondern hierunter auch ein (konzern-) verbundenes 
Unternehmen (Mutter-/Tochter-/Schwestergesellschaft etc.) zu verstehen ist. Beabsichtigen 
die nach Abschluss des Teilnahmewettbewerbs zur Angebotsabgabe aufgeforderten 
Bewerber (Bieter), wesentliche Teile des Auftrags durch Unterauftragnehmer 
(Nachunternehmer/Subunternehmer, vgl. Art. 25 S. 1 Richtlinie 2004/18/EG) zu erbringen – 
ohne sich zugleich auf deren Leistungsfähigkeit und/oder Fachkunde zu berufen — , haben 
sie die hiervon betroffenen Auftrags-/Leistungsanteile im Angebot (nicht im Teilnahmeantrag) 
anzugeben und auf Verlangen der Vergabestelle den/die Unterauftragnehmer zu benennen 
sowie Unterlagen zum Nachweis der Eignung für diese/n auf Verlangen vorzulegen. Im 
Teilnahmeantrag ist eine Angaben von unter zu vergebenden Auftrags-/Leistungsanteilen oder 
eine Benennung der nicht eignungsrelevanten Unterauftragnehmer oder eine Vorlage von 

mailto:einkauf@hzg.de?subject=TED
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VI.4.3.

VI.4.2.

VI.4.1.

VI.4.

Unterlagen für die Unterauftragnehmer nicht erforderlich. Ferner sind – auf Verlangen der 
Vergabestelle – bis zur Vergabeentscheidung Erklärungen der nach § 7 EG Abs. 9 S. 1 VOL/A 
benannten Dritten bzw. Unterauftragnehmer einzureichen, aus denen hervorgeht, dass der 
Bieter im Falle der Zuschlagserteilung auf sämtliche für die Auftragsdurchführung 
erforderlichen Mittel der benannten Dritten bzw. Unterauftragnehmer zugreifen kann 
(Verpflichtungserklärung).

Procedures for review

Review body
Official name: Vergabekammer des Bundes beim Bundeskartellamt

: Villemombler Straße 76Postal address
: BonnTown

: 52123Postal code
: GermanyCountry

: +49 22894990Telephone
: +49 2289499163Fax

Review procedure
Precise information on deadline(s) for review procedures: Die Auftraggeberin weist 
ausdrücklich auf die Rügeobliegenheiten der Unternehmen/Bewerber/Bieter sowie auf die 
Präklusionsregelungen gemäß § 107 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1-4 GWB hinsichtlich der Behauptung 
von Verstößen gegen die Bestimmungen über das Vergabeverfahren hin. § 107 Abs. 3 Satz 1 
GWB lautet: „Der Antrag (auf Nachprüfung) ist unzulässig, soweit:
1. der Antragsteller den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften im Vergabeverfahren 
erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat,
2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Angebotsabgabe 
oder zur Bewerbung gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,
3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur 
Angebotsabgabe oder zur Bewerbung gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,
4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, vergangen sind".
Die Auftraggeberin weist insbesondere darauf hin, dass ein Antrag auf Einleitung eines 
Nachprüfungsverfahrens gemäß § 107 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GWB unzulässig ist, wenn nach 
Eingang der Mitteilung der Auftraggeberin, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen 
(Nichtabhilfeentscheidung), mehr als 15 Kalendertage vergangen sind. Die Vergabestelle 
weist zudem ausdrücklich auf die Fristen des § 101a GWB hin. Die Auftraggeberin wird 
gemäß § 101a GWB die Bieter, deren Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, hiervon 
vor Zuschlagserteilung nach Maßgabe des § 101a Abs. 1 GWB informieren. Bei schriftlicher 
Information darf der Vertrag erst 15 Kalendertage, bei Information per Telefax oder E-Mail erst 
10 Kalendertage nach Absendung der Information geschlossen werden (§ 101a Abs. 1 Satz 3 
und 4 GWB). Die Frist beginnt am Tag der Absendung der Information durch die 
Auftraggeberin, § 101a Abs. 1 Satz 5 GWB.

Service from which information about the review procedure may be obtained
Official name: Vergabekammer des Bundes beim Bundeskartellamt

: Villemombler Straße 76Postal address
: BonnTown

: 53123Postal code
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VI.5.

: GermanyCountry
: +49 22894990Telephone

: +49 2289499163Fax

Date of dispatch of this notice
29.5.2015


